
geschädigt wurde. Diese Gerichte begnügten sich in der 
Regel damit, daß der Angeklagte in betrügerischer Ab
sicht ungedeckte oder gefälschte Schecks im Freizügig
keitsverkehr gegen Bargeld eingelöst und dadurch dem 
sozialistischen Eigentum Schaden zugefügt hatte. Wel
cher Rechtsträger durch die Straftat geschädigt wurde 
und deshalb nach § 17 StPO zur Geltendmachung sei
nes Anspruchs auf Schadenersatz im Strafverfahren be
rechtigt war, blieb unberücksichtigt. In den Urteilsgrün
den widerspiegelte sich dieser Mangel in solchen Fest
stellungen wie: ..Der Angeklagte hat gegenüber Post
ämtern und Sparkassen Täuschungshandlungen derge
stalt vorgenommen, daß er . . O b  und warum gerade 
der kontenführenden Bank durch den Scheckbetrug ein 
Schaden entstand und ihr deshalb der Anspruch zuzu
erkennen war, blieb in der Regel außer Betracht.
Diese, allerdings fehlerhafte Praxis einiger Gerichte 
würde dem Anliegen von Andrzejewski Rechnung tra
gen. Sie ist aber mit dem geltenden Recht nicht verein
bar und dient, abgesehen von den Fällen der genannten 
Scheckbetrügereien, nicht der Konzentration und Be
schleunigung des Strafverfahrens und der Erhöhung 
seiner Effektivität, wie auch das Urteil des Obersten 
Gerichts vom 29. September 1970 — 2 Zz 14/70 — (NJ 1971 
S. 55) deutlich macht. Die generelle Zulassung der 
Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen im 
Strafverfahren, die auf Forderungsübergang beruhen, 
durch die von Andrzejewski vorgeschlagene Änderung 
des § 17 StPO würde „der Konzentration des Strafver
fahrens entgegenstehen, seine Dauer verlängern und 
damit möglicherweise seine erzieherische Wirkung ver
ringern“ (vgl. das genannte Urteil des Obersten Ge
richts, a. a. O., S. 56). Dem durchaus berechtigten An
liegen von Andrzejewski kann, soweit es Scheckbetrüge
reien betrifft, nur durch eine entsprechende Neufassung 
der AO über die freizügige Auszahlung von Schecks 
vom 20. Juni 1964 (GBl. II S. 596) entsprochen werden.

Wer Ist Geschädigter eines Scheckbetrugs 
im Freizügigkeitsverkehr?

Im Zusammenhang mit der von Andrzejewski aufge
worfenen Frage sind auch einige Bemerkungen zu dem 
Urteil des Bezirksgerichts Karl-Marx-Stadt vom 18. Juni 
1971 - 5 BCB 36/71 - (NJ 1972 S. 26) erforderlich.
Mit diesem Urteil wird erneut die Frage aufgeworfen, 
gegen wen Straftaten des Scheckbetrugs im Freizügig
keitsverkehr gerichtet sind und welcher Rechtsträger 
sozialistischen Eigentums durch sie geschädigt wird. 
Das Bezirksgericht ist der Auffassung, die Deutsche 
Post habe die Schecks als Erfüllungsgehilfe der konten
führenden Bank eingelöst und daher sei durch die 
Straftaten nicht sie als Schecknehmer, sondern die be
zogene Bank geschädigt worden. Zur Begründung beruft 
es sich auf eine angebliche Vereinbarung des Ministers 
der Finanzen und des Ministers für Post- und Fern
meldewesen vom 13. Januar 1969, nach der gefälschte 
oder von einem Unberechtigten ausgestellte Schecks — 
soweit die Fälschung für das auszahlende Institut nicht 
offensichtlich war — beim bezogenen Institut verblei
ben und nicht zurückzuverrechnen seien.
Im Ergebnis ist die Entscheidung des Bezirksgerichts 
richtig. Der Kläger hat als Konteninhaber durch Ver
letzung der ihm obliegenden Pflichten aus den Ziff. 2 
und 11 der Scheckbedingungen für alle Schäden zu 
haften, die dadurch entstanden sind, daß er den Dieb
stahl des Scheckheftes nicht unverzüglich mitteilte und 
daher Sperrmaßnahmen nicht bzw. erst verspätet ein
geleitet werden konnten. Der verklagten kontenführen
den Bank ist durch dieses Unterlassen des Klägers — 
nicht aber unmittelbar durch die Straftaten des Drit
ten — ein Schaden entstanden, da sie durch eine Wei

sung des Ministers der Finanzen zur Einlösung aller 
gefälschten Schecks und zu dem Verzicht ihrer Behand
lung als Rückschecks mit der an sich notwendigen Zu
rückverrechnung der jeweiligen Geldbeträge verpflich
tet war, weil die Deutsche Post bei der Annahme der 
Schecks kein Verschulden traf.
Nicht zutreffend ist die Begründung der bezirksgericht
lichen Entscheidung. Die Straftat der B e g e b u n g  — 
und nicht die E i n l ö s u n g  eines ungedeckten, ge
fälschten oder verfälschten Schecks im Freizügigkeits
verkehr bei den in § 2 der AO vom 20. Juni 1964 ge
nannten Kreditinstituten durch den Konteninhaber 
oder einen unbefugten Dritten — richtet sich nicht gegen 
die bezogene Bank, sondern ausgehend von den gel
tenden Scheck- und zivilrechtlichen Bestimmungen 
gegen den jeweiligen Schecknehmer, der allein Ver
tragspartner des Ausstellers oder Vorlegers bei der 
Scheckbegebung ist. Das ergibt sich daraus, daß Vor
lage und Barauszahlung von Schecks im Freizügigkeits
verkehr durch die hierzu gesetzlich ermächtigten Ban
ken, Sparkassen und Kreditinstitute sich als Abschluß 
eines sogenannten Begebungsvertrags darstellen. Dieser 
wird zwischen dem Geber und Nehmer des jeweiligen 
Schecks abgeschlossen und hat die Begründung einer 
Scheckverbindlichkeit zum Gegenstand.
Der Vertrag soll dem Schecknehmer eine Bargeldaus
zahlung sichern, die auf der Ermächtigung des Scheck
ausstellers an seine kontenführende, mit dem Scheck 
bezogene Bank beruht. Diese Zahlung geht zu Lasten 
des Guthabens des Scheckausstellers. Es handelt sich 
also weder um eine Abtretung der Guthabenforderung 
in Höhe des Scheckbetrages noch um die Annahme und 
Ausführung einer Auszahlungsanordnung des Berech
tigten an seine kontenführende Bank, sondern aus
schließlich um das Eingehen bzw. den vertraglichen 
Abschluß einer Scheckverbindlichkeit. Auf dieser 
Grundlage wird der Schecknehmer nach Barzahlung 
der Schecksumme und damit dem Erbringen der ihm 
obliegenden Leistung im Freizügigkeitsverkehr Gläubi
ger einer Scheckforderung. Zugleich wird er im Hin
blick auf die Rechtsnatur des Schecks als echtes In
haberpapier durch die erfolgte Einigung und Übergabe 
des Schecks (§ 929 BGB) Inhaber und Eigentümer des
selben. Die bezogene Bank hat ihm beim Einreichen 
des Schecks den Gegenwert in bar auszuzahlen oder 
auf seinem Konto gutzubringen. Eine Einlösung durch 
die bezogene Bank erfolgt jedoch nur dann, wenn 
neben der formellen Gültigkeit und fristgemäßen Vor
lage auch die Deckungsfähigkeit des Schecks gegeben 
ist (Art. 1, 3 und 29 Scheckgesetz vom 14. August 1933 
[RGBl. S. 597]). Stellt die Bank fest, daß der Aussteller 
kein entsprechendes Guthaben besitzt oder der Scheck 
ge- oder verfälscht ist, hat sie auf dem Scheck schrift
lich und unter Angabe des Datums die Zahlungs- und 
Einlösungsverweigerung zu erklären (Art. 40 Ziff. 2 
SchG) bzw. den Scheck mit einem Nichtbezahltvermerk 
zu versehen und ihn als Rückscheck zu behandeln (§ 4 
Abs. 1 und 3 AO vom 20. Juni 1964).
Das Bezirksgericht beruft sich bei seiner Entscheidung, 
die Deutsche Post habe eine Einlösung des Schecks als 
Erfüllungsgehilfe der bezogenen Bank vorgenommen, 
auf Bestimmungen der bereits erwähnten Vereinbarung 
vom 13. Januar 1969. Es hat jedoch nicht beachtet, daß 
es sich hierbei weder um eine Vereinbarung zwischen 
dem Minister der Finanzen und dem Minister für Post- 
und Fernmeldewesen noch um eine Vereinbarung zwi
schen den Leitern der zentralen Kreditinstitute, Spar
kassen und Banken handelt. Diese Bestimmungen stel
len vielmehr unter Beachtung des Art. 89 Abs. 1 der 
Verfassung der DDR und des § 2 des Erlasses des Staats
rates der DDR über die Form der Verkündung gesetz
licher Bestimmungen vom 15. Oktober 1960 (GBl. I
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